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1. PLANUNGSANLASS 

Die SolarWind Projekt GmbH (nachfolgend Investor) hat bei der Gemeinde Steinhöfel die 
Aufstellung eines Bauleitplanes beantragt. Die mit dem Bauleitplanverfahren angestrebten 
Investitionsabsichten verfolgen das Ziel eine Agri-PV-Anlage auf benachteiligten Ackerflächen 
entwickeln.   

Für den Änderungsbereich der 2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Buchholz 
soll der Bebauungsplan „Solarpark Buchholz“ aufgestellt werden. Vorgesehen ist die 
Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes „AGRI-PV“. Hier ist im Sinne regionaler 
Wertschöpfungsansätze und einer angestrebten bodengebundenen Veredelung in der 
Landwirtschaft eine neuartige Kombination der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung sowie der 
Erzeugung erneuerbarer Energien geplant. 

In diesem Zusammenhang ist dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB folgend die 
Vereinbarkeit mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans zu prüfen. 

Die Gemeinde Steinhöfel verfügt für weite Teile des Gemeindegebietes über genehmigte und 
wirksame Flächennutzungspläne. Auch für den Ortsteil Buchholz liegt ein solcher 
Flächennutzungsplan vor. Dieser stellt den Änderungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft 
dar. Aus diesem Grund lässt sich der Bebauungsplan „Solarpark Buchholz“ nicht aus dem 
wirksamen Flächennutzungsplan entwickeln. 

Die deshalb erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt daher im 
Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 
Rechnung getragen.  
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Alternativenprüfung 

Die Prüfung alternativer Planungsansätze wird unter Berücksichtigung der aktuellen 
gesetzgeberischen Vorgaben zum notwendigen Ausbau erneuerbarer Energien innerhalb des 
Umweltberichtes vorgenommen. In diesem Zusammenhang zu berücksichtigen ist, dass das 
Planungsziel der Zulässigkeit von Freiflächen-Photovoltaikanlagen bzw. AGRI-PV-Anlagen  
innerhalb des Gemeindegebietes auf einer dazu benötigten sonstigen Sondergebietsfläche 
von etwa 44 Hektar als Mindestanforderung erfüllt werden soll. 

Bei der Suche nach Alternativen wurde der Maßstab der Verhältnismäßigkeit zu Grunde gelegt. 
Die Null-Variante, also die Verfehlung des eigentlichen Planungsziels bietet dabei keine 
zumutbare Alternative. 

Die Vorschrift des § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB fordert von der planenden Gemeinde eine 
sorgfältige Ermittlung und Abwägung von Möglichkeiten der Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen. Neu ist auch, dass der Gesetzgeber die Anforderungen 
an die Rechtfertigung der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
konkretisiert hat. Der vorsorgende, flächenbezogene Bodenschutz ist also durch die in § 1a 
Abs. 2 Satz 3 BauGB formulierten Grundsätze der Bodenschutzklausel und der 
Umwidmungssperrklausel nach § 1 Abs. 7 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Die in den Geltungsbereich einbezogene Flächenkulisse entspricht den Kriterien des 
gesamtgemeindlichen Konzepts der Gemeinde Steinhöfel für großflächige Freiflächen-
Photovoltaikanlage mit Stand September 2022 vollumfänglich.  

Vorliegend werden keine entsprechenden Restriktionsflächen in Anspruch genommen. Die 
Planungsinhalte entsprechen den Vorgaben der Gemeinde sowie der übergeordneten 
Planungen. Im Planungsraum sind landwirtschaftlich genutzte Flächen mit durchschnittlich 30 
Bodenpunkten vorhanden.  

Der Vorhabenstandort erscheint durch bestehende Vorbelastungen der Intensivlandwirtschaft 
sowie angrenzender anthropogener Vorprägungen und fehlende Nutzungskonkurrenz als 
idealer Standort für die vorliegende Planung. 

Negative Beeinflussungen anderer, naturschutzfachlich bedeutender Standorte konnten so 
vermieden werden. 

Vorliegend ist festzustellen, dass im gesamten Gemeindegebiet keine flächengleichen 
zusammenhängenden Konversions- oder Dachflächen zur Verfügung stehen. Es drängt sich 
entsprechend kein besserer Standort auf.    

Allein diese Feststellung führt zu dem Fazit, dass der einbezogene Geltungsbereich mit seiner 
ausreichenden Flächengröße, einer guten Erschließung zur Erreichbarkeit des Planungsraumes 
und zur Abführung des erzeugten Stroms, seiner geringen Empfindlichkeit des betreffenden 
Natur- und Landschaftsraumes gut für die Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie 
mittels einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geeignet ist.  
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Zusätzlich ist festzustellen, dass nach derzeitigem Kenntnisstand keine Fachgesetzgebungen 
oder Vorschriften vorliegen, die gegen die o. g. Planungsabsicht stehen oder gar als 
Vollzugshindernisse in die gemeindliche Abwägung einzustellen wären.  

Die aktive Solarenergieerzeugung steht aus verschiedenen Gründen im besonderen 
öffentlichen Interesse und soll entsprechend im Gemeindegebiet der Gemeinde Steinhöfel und 
innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans „Solarpark Buchholz“ umgesetzt 
werden.  

Somit ist festzustellen, dass sich kein vermeintlich besserer Standort für die vorliegende 
Planung aufdrängt. 
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2. PLANUNGSBINDUNGEN 

2.1 RECHTSGRUNDLAGEN 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 394) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802) 

o Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. November 
2018 (GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBl.I/23, 
[Nr. 18]) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) 

o Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert durch Artikel 
19 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.11) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Steinhöfel in der aktuellen Fassung 
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2.2 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind die 
einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne oder 
Programme aufzustellen.   

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Steinhöfel ergeben sich die Ziele, Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden Rechtsgrundlagen:  

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008, zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) 

• Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die Änderung des 
Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 235)  

• Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBl. Ll/19, [Nr. 35]  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 ROG.    

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und Ordnung eines 
Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In diesem Zusammenhang 
entscheiden also die Dimension der geplanten Photovoltaikanlage, die Besonderheit des 
Standortes sowie die vorhersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die 
Raumbedeutsamkeit.  

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der Größe des 
Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelbaren Nahbereich 
hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung).  

Die in den raumordnerischen Grundsätzen formulierten Standortprioritäten werden mit dem 
gewählten Geltungsbereich des Bebauungsplans vollständig erfüllt.   

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im ländlichen 
Raum eindeutig zugesprochen. Dazu zählt die europaweite und nationale Neuausrichtung auf 
die Erzeugung regenerativer Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse).   

„Die Erschließung bzw. Stärkung neuer, zukunftsfähiger Wirtschaftsfelder trägt zur 
Diversifizierung der Erwerbsgrundlagen und somit zur Schaffung von Arbeitsplätzen auch 
außerhalb der Landwirtschaft bei. Zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung und 
Vermeidung weiterer Abwanderung sollen die ländlichen Räume zu einem wissensbasierten 
Wirtschaftsraum weiterentwickelt werden.“.  

(Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007)  

Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen zukunftsweisend 
durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende Produktionspotenziale 
insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] erschlossen und weiterentwickelt 
werden“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007)  
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Gemäß dem LEP HR wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den erneuerbaren Energiearten 
(Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine besondere energiesichernde Bedeutung 
zugesprochen.   

Laut des Grundsatzes 8.1 des LEP HR sollen zur Vermeidung und Verminderung des Ausstoßes 
klimawirksamer Treibhausgase eine räumliche Vorsorge für eine klimaneutrale 
Energieversorgung, insbesondere durch erneuerbare Energien, getroffen werden.   

Darüber hinaus erfolgte durch die Regionalplanung bisher keine Festlegung von 
Vorbehaltsgebieten für den Ausbau von raumbedeutsamen Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 
um die Entwicklung von Anlagen zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie raumordnerisch zu 
steuern.  

Insofern ist davon auszugehen, dass die jeweilige Gemeinde im Rahmen Ihrer Planungshoheit 
 für  die  Steuerung  des  Ausbaus  von  Freiflächen- Photovoltaikanlagen 
insbesondere in Kombination mit Energiespeichern und dezentralem Energiemanagement 
eigene Kriterien festlegen kann.  

Vorliegend soll die Inanspruchnahme geeigneter Flächen an die Begrifflichkeit benachteiligter 
Gebiete nach der Richtlinie 86/465/EWG des Rates vom 14. Juli 1986 betreffend das 
Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete i.S.d. Richtlinie 
75/268/EWG (ABl. (EG) Nr. L 273, S. 1) in der Fassung der Entscheidung der EU-Kommission 
97/172/EG vom 10. Februar 1997 (ABl. (EG) Nr. L 72, S. 1) angelehnt werden. Der Begriff ist im 
EU-Landwirtschaftsrecht die Basis für »Zahlungen wegen naturbedingter Benachteiligungen in 
Berggebieten und in anderen benachteiligten Gebieten zur dauerhaften Nutzung 
landwirtschaftlicher Flächen und damit zur Erhaltung des ländlichen Lebensraums sowie zur 
Erhaltung und Förderung von nachhaltigen Bewirtschaftungsformen. Hierzu gehören Gebiete, 
in welchen die Aufgabe der Landnutzung droht und der ländliche Lebensraum erhalten werden 
muss.  

Diese Gebiete haben folgende Nachteile:  
• schwach ertragfähige landwirtschaftliche Flächen,  
• als Folge geringer natürlicher Ertragfähigkeit deutlich unterdurchschnittliche 

Produktionsergebnisse,  
• eine geringe oder abnehmende Bevölkerungsdichte, wobei die Bevölkerung überwiegend 

auf die Landwirtschaft angewiesen ist.1  

Die mit der vorliegenden Planung gewählte Flächenkulisse erfüllt diese oben angeführten 
Kriterien vollumfänglich.  

Belange der Landwirtschaft  

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei 
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 
die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbar-
machung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu 
nutzen sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

 
1 https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beitrag/2750  

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31986L0465
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31986L0465
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172


S e i t e  | 8 
 

2. Änderung des Flächennutzungsplans   Begründung Stand Januar 2025 

Gleichzeitig sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in einem notwendigen Umfang 
umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 S. 2 BauGB). Diese Grundsätze sollen in die abwägende 
Entscheidung einbezogen werden.  

Mit Verweis auf die geplante Doppelnutzung sowie die Befristung des Vorhabens werden die 
Belange der Landwirtschaft in der Abwägung der Gemeinde Steinhöfel beachtet.   

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige Ausformung einer 
bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwirtschaft mit anderen öffentlichen 
Belangen (hier: Erzeugung solarer Strahlungsenergie im Sinne des allgemeinen Klimaschutzes) 
in Einklang gebracht werden kann.  

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung der AGRI-PV-
Anlage als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 30 Jahren befristet werden.   

Durch die geplante Aufständerung der Module mittels Rammpfosten ist keine dauerhafte 
Versiegelung des Bodens erforderlich. Gleichzeitig ermöglicht diese Bauweise eine 
landwirtschaftliche Doppelnutzung der einbezogenen Ackerflächen zwischen und teilweise 
unterhalb der Modultische. Dabei wird festgesetzt, dass mindestens 60 % der 
Sondergebietsflächen weiterhin landwirtschaftlich nutzbar sein müssen.  

Um das landwirtschaftliche Ertragsvermögen der einbezogenen Ackerflächen besser bewerten 
zu können, erfolgte eine Flächenanalyse unter Einbeziehung der amtlichen Ackerzahlen des 
Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF).  

Die Bodenzahlen für Acker verdeutlichen die durch Bodenbeschaffenheit (Bodenarten, 
geologische Herkunft, Zustandsstufen) bedingten Ertragsunterschiede. Die Ackerzahlen 
werden durch Zu- oder Abschläge von der Bodenzahl nach dem Einfluss von Klima, 
Geländegestaltung unter anderen auf die Ertragsbedingungen ausgewiesen.  

Aus den Amtlichen Ackerzahlen und den jeweiligen Flächenanteilen innerhalb der Planteile 
lassen sich gewichtete Mittelwerte der Ackerzahlen ermitteln, die dann als weitere 
Bewertungsgrundlage des landwirtschaftlichen Ertragsvermögens in die Planung einfließen.  

Für den Geltungsbereich wurde ein gewichteter Mittelwert der Ackerzahlen von 30 
Bodenpunkten ermittelt.  

Gemäß dem Vorabzug des Gesamtgemeindlichen Konzeptes für großflächige Freiflächen-
Photovoltaikanlagen mit dem Bearbeitungsstand August 2022 sollen Flächen, deren 
gewichtetes durchschnittliches landwirtschaftliches Ertragsvermögen eine Bodenwertzahl bis 
30 erreichen, mit einem dauerhaften und nachhaltigen Pflegemanagement durch Weide- und 
Wiesennutzung mit Schafen, Ziegen oder Geflügel und durch die Anlage von Blühwiesen als 
Bienenweide bewirtschaftet werden. Damit ist auch während der Betriebsführung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage eine landwirtschaftliche Doppelnutzung möglich. Eine 
landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Modulreihen wird auch bei Bodenpunkten unter 30 
angestrebt.   
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Abbildung 1: Berechnung des gewichteten Mittelwerts des landwirtschaftlichen Ertragsvermögens 

 

 
Abbildung 2: Karte der Ackerzahlen 

Landschaftsplanung 

Unabhängig von der Erforderlichkeit eines Landschaftsplanes beschäftigt sich das 
gesamtgemeindliche Konzept für großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlagen der Gemeinde 
Steinhöfel mit der langfristigen Entwicklung des gesamten Gemeindegebietes, in dem die 
erforderlichen Abwägungen zur Landschaftsplanung getroffen und Zielvorgaben bestimmt 
werden.  

Das gesamtgemeindliche Konzept zur Photovoltaik bietet unter anderem Vermeidungsansätze 
in Form der „obligatorischen Kriterien der Kategorie A“. Diese wurden aus den übergeordneten 
Planungsebenen der Regional- und Landschaftsrahmenplanung abgeleitet.  
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Somit sichert das Konzept ab, dass die geplanten Einzelvorhaben des Gesamtprojektes 
„Klimapark Steinhöfel“ nicht in naturschutzfachlich sensible Bereiche hineingeplant werden.  

Das oben benannte Konzept legt jedoch nicht dar, wie die Ziele des Naturschutzes und der 
Landespflege im Gemeindegebiet konkret in der Fläche umgesetzt werden.  

Mit Verweis auf die bundespolitischen Gesetzgebungsverfahren zu Beschleunigungsräumen 
nach der EEG-Richtlinie zeichnet sich im aktuellen Referentenentwurf ab, dass Ausgleich und 
Ersatz bei Projekten der Erneuerbaren Energien in Zukunft in Form finanzieller Beteiligungen 
an den Bund abzuführen sind.  

Das Amt Odervorland hat vertretend für die amtsangehörigen Gemeinden Berkenbrück, 
Briesen (Mark), Jacobsdorf und Steinhöfel entsprechend der Empfehlung des Landkreises in 
seiner Sitzung am 27.05.2024 die Neuaufstellung des Landschaftsplans für das Amt Oder-
Vorland nachträglich zu der im Aufstellungsverfahren befindlichen raumbedeutsamen Planung 
des Solarparks Buchholz der Gemeinde Steinhöfel beschließen.  

Dieser wird einen besonderen Schwerpunkt auf die Ausweisung von künftigen Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie auf die Minimierung von kumulierenden 
Wirkungen der geplanten Photovoltaikanlagen in der Gemeinde Steinhöfel legen. Die 
Kumulationswirkung ist im Rahmen der noch ausstehenden Bearbeitung des Landschaftsplans 
bezüglich des Flächenverbrauchs, der Wanderbeziehungen von Großsäugern, der Rastplätze 
von Zugvögeln sowie der klimatischen Auswirkungen von Frischluftentstehungsgebieten bzw. 
Frischluftkorridoren zu betrachten und bewerten.   

Die Darlegungen des Landschaftsplans werden sich auf die bereits vorliegenden 
ortsbezogenen Untersuchungen von Natur und Landschaft im Rahmen der durchgeführten 
Umweltprüfung sowie auf das vorhandene gesamtgemeindliche Konzept zu Freiflächen-
Photovoltaikanlagen stützen. 
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3. ENTWICKLUNGSZIELE DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG 

Ziel der 2. Änderung des Flächennutzungsplans ist die bauplanungsrechtliche Vorbereitung 
und die Entwicklung von Flächen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie. Im geplanten 
sonstigen Sondergebiet „AGRI-PV“ sind bodennah aufgeständerte Freiflächen-
Photovoltaikanlagen geplant, bei denen die landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
weitestgehend zwischen den Anlagenreihen stattfindet.  

Die in Rede stehende Flächennutzungsplanänderung berührt ausschließlich 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. Mit der vorgesehenen Änderung der Darstellung des 
Flächennutzungsplans von einer Fläche für die Landwirtschaft in ein sonstiges Sondergebiet 
werden die Flächen im Sinne des Entwicklungsgebotes nach § 8 Abs. 2 BauGB 
bauplanungsrechtlich vorbereitet, was eine wesentliche Grundvoraussetzung für die 
tatsächliche Umsetzung der Investitionsabsichten darstellt. 

Auch zukünftig werden sich klimatische Extreme vermehrt auf die Produktivität dieser Flächen 
auswirken. Aus Sicht der Gemeinde Steinhöfel ist es also sinnvoll, dass minderwertige 
Teilflächen befristet aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ausgegliedert werden, 
um durch die zu erwartenden Synergien, die sich aus der Verbindung beider Nutzungen zu 
nutzen und somit eine gute wirtschaftlich Basis für eine fachgerechte Landwirtschaft zu 
erreichen.  

Aus naturschutzfachlicher Sicht werden sich diese Flächen während der geplanten 
Zwischennutzung als AGRI-PV-Anlage der Kategorie II, bodennah aufgeständerte 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen, bei denen die landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
weitestgehend zwischen den Anlagenreihen stattfindet, zu einem temporären Rückzugsraum 
zahlreicher Insektenarten, Kleinsäuger und die Avifauna entwickeln.   

Da der Gesetzgeber mit der Klimaschutznovelle des BauGB 2011 und des Gesetzes für den 
Ausbau erneuerbarer Energien den Erfordernissen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung als öffentlichen Belang eine herausgehobene Stellung eingeräumt hat, 
decken sich zudem die bundespolitischen Zielstellung mit denen der Gemeinde Steinhöfel, 
wonach dem Ausbau der Erneuerbaren Energien zum Schutz des Klimas auch tatsächlich 
Raum geschaffen werden müsse. Die mit der Planung im Zusammenhang stehende 
Errichtung einer AGRI-PV-Anlage dient somit der von dem überragenden öffentlichen 
Interesse gemäß § 2 des Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (EEG 2023). Mit der 
vorliegenden Flächennutzungsplanänderung werden die entsprechenden Voraussetzungen 
zur Erreichung dieses Ziels geschaffen. 

Der Änderungsbereich der 2. Änderung des Flächennutzungsplans wird derzeit als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt. Für den Änderungsbereich der 2. Änderung des 
Flächennutzungsplans des Ortsteils Buchholz ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Fläche für Landwirtschaft 51,6 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet „AGRI-PV“ 0 ha 51,6 ha 
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4. AUSWIRKUNGEN DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG  

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 
Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen für die 
Entwicklung eines Solarparks mit extensiver landwirtschaftlicher Bewirtschaftung zwischen 
und unterhalb der Modulreihen geschaffen. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Errichtung von bodennah aufgeständerten Freiflächen-Photovoltaikanlagen, bei denen eine 
extensive landwirtschaftliche Bewirtschaftung zwischen und unterhalb der Modulreihen 
stattfindet. Es besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige Ermittlung bestimmter 
Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungsebene zuzuordnen (Abschichtung). Eine 
angemessene und abschließende Konfliktbewältigung der zu erwartenden Auswirkungen ist 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht zweckmäßig. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die mit der Aufstellung der 
2. Änderung des Flächennutzungsplans im Vernehmen mit dem Bebauungsplan mögliche 
Flächeninanspruchnahme sowie die vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten 
Auswirkungen des geplanten sonstigen Sondergebietes auf die zu untersuchenden 
Schutzgüter. 

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Flächennutzungsplanänderung auf die Schutzgüter 
des Untersuchungsraums lässt sich aufgrund der bestehenden Zusammenhänge beider 
Bauleitplanverfahren auf die 2. Änderung des Flächennutzungsplans übertragen. 

Diese Prüfung ergab, dass mit der Errichtung der geplanten AGRI-PV-Anlage nach 
derzeitigem Kenntnisstand unter Beachtung der beschriebenen Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen keine 
erhebliche Beeinträchtigung der untersuchten Schutzgüter zu erwarten sind.  

Während der Betriebsphase sind vorhabenbedingt keine Immissionswirkungen im Plangebiet 
absehbar, die auch zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von 
Überschreitungen gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

Der Errichtung einer AGRI-PV-Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energien aus Solarenergie 
am geplanten Standort stehen nach derzeitigem Kenntnisstand keine naturschutzrechtlichen 
Belange entgegen.  
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